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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Strafprozeßordnung 

(Gesetzentwurf der Abgeordneten Vogel, Benda, 
Dr. Lenz [Bergstraße], Dr. Althammer, Dr. Jaeger und 
der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Die durch das Gesetz zur Änderung der Strafprozeßordnung und 
des Gerichtsverfassungsgesetzes vom 19. Dezember 1964 vorge- 
nommene Liberalisierung der Haftbestimmungen der Strafpro- 
zeßordnung hat dazu geführt, daß die Arbeit der Strafverfol- 
gungsbehörden und der Polizei bei der Verbrechensbekämpfung 
beträchtlich erschwert worden ist. Besonders nachhaltig hat sich 
die Einengung der Haftgründe in der Auseinandersetzung mit 
Berufsverbrechern und Serientätern ausgewirkt. Die Verschär- 
fung der Voraussetzungen, unter denen der Richter die Haft- 
gründe der Verdunkelungs- und der Fluchtgefahr annehmen 
kann, hat bewirkt, daß es gerade im Umgang mit Strafverfol- 
gungsbehörden besonders erfahrenen Straftätern häufig gelingt, 
auf freiem Fuß zu bleiben und sich nicht nur der Strafverfolgung 
durch die Flucht zu entziehen, sondern auch während des gegen 
sie anhängigen Ermittlungsverfahrens weitere einschlägige 
Straftaten zu begehen. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht vor, daß in § 112 Abs. 2 Nr. 2 StPO bei der 
Würdigung der Umstände des Einzelfalles, die durch den Haft- 
richter vorzunehmen ist, um über das Bestehen der Fluchtgefahr 
zu entscheiden, die Höhe der von dem Beschuldigten zu erwar- 
tenden Strafe zu berücksichtigen ist. Weiterhin wird der im gel- 
tenden Recht lediglich für Sittlichkeitsdelikte vorgesehene Haft- 
grund der Wiederholungsgefahr wesentlich ausgedehnt, wenn 
unter bestimmten Voraussetzungen anzunehmen ist, daß es sich 
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um einen Serientäter handelt, bei dem die Gefahr besteht, daß 
er vor rechtskräftiger Aburteilung weitere Verbrechen oder 
Vergehen gleicher oder ähnlicher Art begehen wird. Bei den 
im Entwurf vorgesehenen Straftatbeständen, die für den Haft- 
grund der Wiederholungsgefahr in Betracht kommen, handelt 
es sich um eine Reihe gemeingefährlicher Delikte oder um Straf- 
taten, die nach der Kriminalstatistik in der letzten Zeit beson- 
ders häufig, und zwar vor allem von Serientätern, begangen 
werden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 


Keine 
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Antrag 

der Abgeordneten Vogel, Benda, Dr. Lenz (Bergstraße), Dr. Alt- 
hammer, Dr. Jaeger und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Strafprozeßordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Die Strafprozeß Ordnung wird wie folgt geändert: 

1. In § 112 Abs. 2 Nr. 2 werden nach den Worten 
„die einer Flucht entgegenstehen," die Worte 
„sowie der Höhe der zu erwartenden Strafe," 
eingefügt. 

2. § 1 12 Abs. 3 enthält folgende Fassung: 

„(3) Gegen den Beschuldigten, der dringend ver- 
dächtig ist, 

1. ein Verbrechen wider die Sittlichkeit nach dem 
§ 173 Abs. 1, den §§ 176, 177 oder 178 des Straf- 
gesetzbuches, oder 

2. nach bereits einmal erfolgter rechtskräftiger Ver- 
urteilung wiederholt ein Verbrechen oder vor- 
sätzliches Vergehen 

a) nach den §§ 88, 125 oder 129 des Strafgesetz- 
buches, 

b) nach den §§ 223 a bis 226 oder 227 des Straf- 
gesetzbuches, 

c) nach den §§ 234, 234 a, 235, 239 Abs. 2 und 3, 
§ 239 a des Strafgesetzbuches, 


d) nach den §§ 243, 244, 258 bis 260, 263 des 
Strafgesetzbuches, 

e) nach den §§ 249 bis 253, 255 oder 316 a des 
Strafgesetzbuches, 

f) nach den §§ 306, 307, 311 oder 324 des Straf- 
gesetzbuches, 

g) nach § 10 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 4 des Opium- 
gesetzes 

begangen zu haben, ist ein Haftgrund auch dann 
gegeben, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen 
die Gefahr droht, daß der Beschuldigte vor rechts- 
kräftiger Aburteilung ein weiteres Verbrechen oder 
Vergehen gleicher oder ähnlicher Art begehen wird 
und die Haft zur Abwendung der drohenden Gefahr 
erforderlich ist. In den Fällen der Nummer 2 ist 
die Haft nur zulässig, wenn eine Freiheitsstrafe von 
mindestens einem Jahr zu erwarten ist." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 7. September 1971 


Vogel 

Benda 

Dr. Lenz (Bergstraße) 


Dr. Althammer 
Dr. Jaeger 

Dr. BarzeL Stücklen und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Budrdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/2558 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Begründung 


L 

Durch das Gesetz zur Änderung der Strafprozeßord- 
nung und des Gerichtsverfassungsgesetzes vom 19. 
Dezember 1964 (BGBL I S. 1067), inKraft getreten am 
1. April 1965, wurden die Voraussetzungen der Haft- 
gründe der Verdunkelungs- und der Fluchtgefahr 
erheblich verschärft, gleichzeitig aber der Haftgrund 
der Wiederholungsgefahr — allerdings beschränkt 
auf Sittlichkeitsdelikte — eingeführt. Die Liberali- 
sierung der Haftbestimmungen der Strafprozeßord- 
nung, deren grundsätzliche Berechtigung nicht ange- 
zweifelt werden soll, hat sich aber in diesem Aus- 
maß nicht bewährt und die Arbeit der Strafverfol- 
gungsbehörden und der Polizei beträchtlich er- 
schwert. Dies hat auch der Bundesminister des In- 
nern in seiner schriftlichen Antwort auf die Große 
Anfrage der CDU/CSU-Fraktion zur Verbrechens- 
bekämpfung (Drucksache W871) vom 28. Mai 1970 
eingeräumt. 

Insbesondere hat das durch die Novellierung des 
Jahres 1964 neu eingeführte Erfordernis, daß Flucht- 
gefahr nur aufgrund bestimmter Tatsachen ange- 
nommen werden kann, dazu geführt, daß in zahl- 
reichen Fällen eine Fluchtgefahr nicht zu begrün- 
den war, auch wenn es sich um einen Berufsverbre- 
cher oder einen Serientäter handelte, bei dem damit 
zu rechnen war, daß er schon mit Rücksicht auf die 
Höhe der ihn erwartenden Strafe sich der Straf- 
verfolgung entziehen würde. So gelingt es gerade 
im Umgang mit Strafverfolgungsbehörden beson- 
ders erfahrenen Straftätern immer wieder, auf frei- 
em Fuß zu bleiben, indem sie vor dem Haftrichter 
den Haftgrund der Verdunkelungsgefahr dadurch 
ausschließen, daß sie Straftaten zugeben, die ihnen 
ohnehin nachzuweisen sind, und den Haftgrund der 
Fluditgefahr zu umgehen, indem sie einen festen 
Wohnsitz angeben. 

Derartig gefährliche Rechtsbrecher begehen in die- 
sen Fällen auch während der Dauer des gegen sie 
anhängigen Ermittlungsverfahrens weitere gleich- 
artige Straftaten in der Erwartung, bei einer späte- 
ren Gesamtstrafenbildung, selbst wenn diese nach- 
träglichen Straftaten aufgedeckt werden, keine we- 
sentlich höhere Strafe zu erhalten. 

Die Kriminalstatistik der Jahre nach Inkrafttreten 
der Haftrechtsnovelle weist eine stetig ansteigende 
Kurve der begangenen Straftaten auf, während zu- 
gleich die Aufklärungsquote ständig zurückgeht. 
Besonders besorgniserregend ist — neben dem An- 
steigen der Tötungsdelikte — die Zunahme der Ge- 
waltverbrechen, der schweren Eigentumskrimina- 
lität und vor allem der Rauschgiftdelikte. Wenn auch 
noch keine zuverlässigen statistischen Zahlen vor- 
handen sind, so gibt es immerhin begründeten An- 
laß zu der Vermutung, daß die stetige Zunahme der 
Kriminalität nicht auf eine Vermehrung der Zahl 
der Straftäter zurückzuführen ist, sondern darauf, 


daß Berufsverbrecher und Serientäter eine ständig 
steigende Anzahl von Straftaten begehen, daß sich 
also die kriminelle Aktivität einer relativ konstan- 
ten Zahl von Straftätern vergrößert. 

Hinzu kommt eine größere Mobilität der Straftäter. 
Infolgedessen erscheinen Maßnahmen, die die Ar- 
beit der Strafverfolgungsbehörden und der Polizei 
im Kampf gegen die schwere Kriminalität erleich- 
tern und ein wirksames Vorgehen gegen Serien- 
täter ermöglichen, dringend geboten. 

Die im Jahre 1964 mit den Stimmen aller Fraktionen 
des Deutschen Bundestages vorgenommene Libera- 
lisierung des Haftrechts muß in einer den prakti- 
schen Bedürfnissen der modernen Verbrechensbe- 
kämpfung angepaßten Weise modifiziert werden. 
Der Gesetzgeber sollte sich nicht scheuen, unver- 
züglich die notwendigen Konsequenzen zu ziehen, 
wenn er erkennt, daß sich eine Entscheidung nicht 
bewährt hat. 

IL 

Der durch die Strafprozeßnovelle vom 19. Dezember 
1964 neugefaßte Absatz 1 des § 112 StPO, der den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit als Grundlage 
aller Entscheidungen über die Anordnung der Un- 
tersuchungshaft festgelegt hat, soll unangetastet 
bleiben. 

In § 112 Abs. 2 Nr. 2 StPO soll bei der vom Haftrich- 
ter vorzunehmenden Würdigung der Umstände des 
Einzelfalles als Kriterium für die Feststellung der 
Fluchtgefahr die Höhe der zu erwartenden Strafe 
mit berücksichtigt werden. Dies ist aus der Erfah- 
rung gerechtfertigt, daß der Beschuldigte, der einer 
mit einer hohen Strafe bedrohten Tat dringend ver- 
dächtigt ist, die Flucht ergreifen wird, wenn seine 
persönlichen Umstände es erlauben oder gar nahe- 
legen. Viele Täter lassen sich durch die Rücksicht 
auf ihren festen Wohnsitz und auf ihre Familie kei- 
neswegs von ihrer Flucht abhalten. 

Die vom Haftrichter nunmehr zu fordernde Pro- 
gnose auf die zu erwartende Verurteilung ist dem 
Strafrecht keineswegs fremd, so wird beispielsweise 
in den zahlreichen Fällen einer Entscheidung über 
die Strafaussetzung zur Bewährung ebenfalls eine 
Prognose über die weitere Zukunft des Angeklag- 
ten gefordert. Diese Bestimmung entspricht in ihrer 
Tendenz dem durch die vorgeschlagene Gesetzes- 
änderung verfolgten Zweck, nämlich die Bekämp- 
fung der schweren Kriminalität zu erleichtern. 

Die vorgeschlagene Neufassung des Absatzes 3 des 
§ 112 StPO enthält eine erhebliche Erweiterung des 
bereits nach dem geltenden Recht bestehenden Haft- 
grundes der Wiederholungsgefahr. 

Die geltende Vorschrift des § 112 Abs. 3 Nr. 1 StPO 
wird mit Rücksicht auf die in der parlamentarischen 
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Beratung befindliche Reform des Sexual-Strafrechts 
dadurch eingeengt, daß auf die Einbeziehung der 
Straftaten nach den §§ 174 und 175 StGB verzichtet 
wird. Diese Beschränkung des Haftgrundes der 
Wiederholungsgefahr erscheint kriminalpolitisdi 
vertretbar. 

Der Katalog von Straftaten, die eine Wiederho- 
lungsgefahr begründen können, ist unter dem Ge- 
sichtspunkt der besonderen Gefährlichkeit dieser 
Straftaten für die Rechtsordnung zusammengestellt 
worden. Notwendige Voraussetzung für die An- 
ordnung der Untersuchungshaft in diesen Fällen 
ist, daß der Täter zum Zeitpunkt der Entscheidung 
über die Anordnung der Untersuchungshaft bereits 
drei Verbrechen oder vorsätzliche Vergehen began- 
gen hat. Nach einmaliger rechtskräftiger Verurtei- 
lung muß ein weiteres Verbrechen oder Vergehen 
wiederholt, d. h. mindestens zweimal, begangen 
worden sein. Dadurch wird deutlich, daß nicht der 
einfache Wiederholungstäter, sondern der Serien- 
täter getroffen werden soll. 

Die Deliktsgruppe der §§ 88, 125 und 129 StGB be- 
zeichnet Straftaten, die zwar bisher im Rahmen der 
Serienkriminalität noch nicht aufgetreten sind, bei 
denen aber die Gefahr besteht, daß radikale und 
fanatisierte Terrorgruppen aus politischen Motiven 
sie künftig serienmäßig begehen werden. 

Es folgen dann die Deliktgruppen, die nach den 
Erkenntnissen der Kriminalstatistik besonders häu- 
fig als Serienkriminalität in Erscheinung treten: 

— die gefährlichen Straftaten gegen die Körper- 
integrität, serienmäßig begangen durch krimi- 
nelle Schlägerbanden, vor allem in den Groß- 
städten, 

— Menschenraub und andere besonders gefährliche 
Straftaten gegen die persönliche Freiheit, z. B. 
auch der erpresserische Kindesraub, 

— • die schweren Eigentumsdelikte, wie der Dieb- 
stahl in schweren Fällen, Hehlerei und Betrug, 
der in der letzten Zeit besonders häufig als Se- 
rientat gegenüber sozial schwachen Bevölke- 
rungskreisen und älteren Bürgern begangen 
wird, 

— die gefährlichen Gewaltverbrechen des Raubes, 
der räuberischen Erpressung und des räuberi- 
schen Angiffs auf Kraftfahrer, 

— die schweren Fälle gemeingefährlicher Delikte, 
wie qualifizierte Fälle der Brandstiftung, Spreng- 
stoffdelikte, Anschläge auf die Wasserversor- 
gung — Straftaten, die nicht nur im Rahmen der 


allgemeinen Kriminalität, sondern auch als Se- 
riendelikt politisch radikaler Terrorgruppen eine 
erhebliche Gefahr für die Rechtsordnung bedeu- 
ten. 

Die in den Deliktskatalog der Wiederholungsgefahr 
einbezogenen Strafvorschriften des Opiumgesetzes 
sind auf das geltende Recht bezogen. Der Entwurf 
wird insoweit im Verlauf der parlamentarischen Be- 
ratung den neuen Bestimmungen anzupassen sein, 
die durch die bereits im Gesetzgebungsverfahren 
befindlichen Entwürfe zur Änderung des Opium- 
gesetzes der CDU/CSU-Fraktion (Drucksache 
Yl/1414) imd der Bundesregierung (Drucksache 
VI/ 1877) erlassen werden. 

Um einem mit den Grundsätzen des Rechtsstaates 
nicht zu vereinbarenden Mißbrauch des Haftgrun- 
des der Wiederholungsgefahr auszuschließen, sind 
folgende weitere Voraussetzungen vorgesehen: 

— Auf Grund bestimmter Tatsachen muß die Ge- 
fahr drohen, daß der Beschuldigte vor seiner 
rechtskräftigen Aburteilung eine weitere Straf- 
tat gleicher oder ähnlicher Art (d. h. als Serien- 
täter) begehen wird. 

— Die Haft muß zur Abwendung der drohenden 
Gefahr erforderlich sein. 

— Die Haft kann nur dann angeordnet werden, 
wenn der Beschuldigte eine Freiheitsstrafe von 
mindestens einem Jahr zu erwarten hat. 

Die Strafhöhe von einem Jahr ist dem § 23 Abs. 1 
StGB entnommen, der die Freiheitsstrafe von nicht 
mehr als einem Jahr als regelmäßige Vorausset- 
zung für die Möglichkeit der Strafaussetzung zur 
Bewährung vorsieht. Die Strafhöhe des § 23 Abs. 2 
StGB von zwei Jahren, bis zu der bei Vorliegen be- 
sonderer Umstände eine Strafaussetzung zur Be- 
währung festgesetzt werden kann, erscheint den Be- 
dürfnissen einer wirksamen Verbrechensbekämp- 
fung hingegen nicht angemessen. 

Der Gesetzentwurf soll in der Interessenabwägung 
zwischen den notwendigen rechtsstaatlichen Siche- 
rungen des Freiheitsraumes des einzelnen Bürgers 
einerseits und der in gleicher Weise zum Grundsatz 
der Rechtsstaatlichkeit gehörenden Sicherung der 
Gemeinschaft vor gefährlichen Rechtsbrechern an- 
dererseits ein ausgewogenes Verhältnis herstellen. 
Die Wahrung der Rechtsordnung und der Schutz 
vor Straftätern, die ihren Lebensinhalt darin sehen, 
die Rechtsordnung zu stören, ist unabdingbar für 
das Fortbestehen des Vertrauens der Bürger in die 
Institutionen des demokratischen Rechtsstaates. 
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